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Zusammenfassung 
Bürger verfügen heute über eine relevante Position im kommunalen Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozess. Die unterschiedlichen Demokratieformen sind nicht voraussetzungslos bzw. beliebig mit-
einander kombinierbar, ohne dass Vetopositionen oder Blockadegefahren entstehen können. Die Mitwir-
kung ist nicht immer effizient. Entlang lokaler Fallbeispiele wird dies unter Einbezug der Dimensionen 
der Verhandlungsdemokratie herausgearbeitet. 

Problemaufriss 

Demokratie ist die Herrschaft des Volkes. Herrschaftsformen und gelebte politische 
Praxis vor Ort sind im Zusammenspiel aus repräsentativer, direkter oder kooperativer 
Demokratie vielgestaltig. In der repräsentativen Demokratie gehen politische Ent-
scheidungen nicht wie in der direkten (sachunmittelbaren) Demokratie beispielsweise 
durch Referenden unmittelbar vom Volke aus, sondern durch Mehrheitsentscheide 
gewählter Repräsentanten in den Volksvertretungen. Die kooperative Demokratie 
meint hingegen den systematischen Einbezug von Bürgern in die Politik bzw. in die 
städtische Leistungserbringung. 

Im Zeitverlauf etablierten sich im Zusammenspiel neue Formen der Mitwirkung/-
gestaltung und Teilhabe. Zugleich haben Bürger in Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozessen heute eine deutlich stärkere Position inne. Mit Einführung der Di-
rektwahl des (Ober-)Bürgermeisters und Hinwendung zu direktdemokratischen Poli-
tikentscheidungen über die Partizipationsinstrumente Bürgerbegehren bzw. -entschei-
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de wird (kommunalverfassungsrechtlich) bundesweit mittlerweile überwiegend der 
baden-württembergischen Kommunalverfassung (süddeutsche Ratsverfassung) ge-
folgt. Über bestimmte wichtige kommunale Angelegenheiten kann anstelle der Kom-
munalvertretung unmittelbar entschieden werden.  

Zugleich sind die Beteiligungsmöglichkeiten und Mitgestalter/-ungsrollen im 
Zeitverlauf um verschiedene Elemente der kooperativen Demokratie ergänzt worden. 
Zu nennen wären beispielsweise dialogisch orientierte (Bürger-/Planungs-)Foren, Zu-
kunftswerkstätten in Planungs- und Entscheidungsprozessen, Mediationsverfahren in 
(Standort-)Konflikten oder Runde Tische im Zuge der Lokalen Agenda, der Krimi-
nalprävention oder des Städtebauprogramms Soziale Stadt. 

Umstritten ist, inwieweit die unterschiedlichen Demokratieformen/-typen mitei-
nander kombiniert werden können. Inwieweit passt also die repräsentative Demokra-
tie mit der direkten oder kooperativen Demokratie zusammen? 

Die Beantwortung der Frage ist nicht leicht. Einerseits wurde prognostiziert, dass 
die Elemente der direkten und kooperativen Demokratie gut zu denen der repräsentati-
ven Demokratie passen, beide Formen die repräsentative Demokratie bereichern 
(Kersting 2004) bzw. positiv beeinflussen (Geißel et al. 2014: 492). Der Kombination 
wird gelegentlich eine gute Output-Legitimation (»Herrschaft für das Volk« vgl. Scharpf 
1999: 21), sprich eine höhere Nützlichkeit und Leistungsfähigkeit des politisch-
administrativen Systems bzw. seiner Entscheidungsproduktion zugesprochen (Kersting 
2004, zu Legitimation von Verwaltungshandeln vgl. Bogumil/Kuhlmann 2015). Partizi-
pation rechne sich unter ökonomischen Effizienzgesichtspunkten. Denn die Nichtbetei-
ligung von Partikularinteressen provoziere Proteste und Klagen, zudem werde die Wirt-
schaft abgeschreckt, was Städten teuer zu stehen komme (Kersting 2004: 249).  

Anderseits kann diese (implizite) Qualitätszuordnung nicht ausnahmslos geteilt 
werden. Weit mehr zeichnen eigene Forschungsarbeiten unter Einbezug diverser Fall-
studien schnell ein anderes Bild: Unterschiedliche Elemente sind auf lokaler Ebene 
eben nicht voraussetzungslos und beliebig miteinander kombinierbar, ohne dass sich 
rasch (neue) Vetopositionen herausbilden oder Blockaden drohen. Kooperation ist 
auch kein Allheilmittel.  

All das ist Thema des vorliegenden Textes. Die zahlreichen (empirischen) Er-
kenntnisse zu kommunalen Entscheidungsstrukturen werden vorweg systematisiert – 
ohne die mittlerweile hohe Zahl an Untersuchungen detailreich zu zitieren (vgl. zu Li-
teraturangaben Holtkamp 2017; Holtkamp/Garske 2022; Bogumil/Holtkamp 2023). 
Wir bereiten so das Feld vor, auf dem die Akteure der lokalen Arena mit voneinander 
abweichenden Interessen positioniert werden können. Was unterscheidet sie? Was 
provoziert Vetopositionen und was provoziert Blockaden?  

Daneben werden die verschiedenen Erklärungsmodelle zusammengeführt, die 
»die charakteristische Logik empirisch beobachteter politischer Interaktion in realen 
institutionellen Kontexten« (Scharpf 2000: 68) einzufangen versuchen. Das Ergebnis 
unserer Überlegungen eignet sich für spätere, systematische Vergleiche von Kommu-
nen, Vetopositionen oder Implementationsproblemen. Auch stärkt es das Verständnis 
über die Zusammenhänge einer komplexen, vielfältigen kommunalen Welt, deren 
Entscheidungskompetenz und Bedeutung immens ist.  
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Analytisch interessiert uns dabei das wirkmächtige Zusammenspiel aus (in Nord-
rhein-Westfalen vorherrschender) Wettbewerbs- bzw. Mehrheitsdemokratie und Ve-
topositionen in den Feldern der kommunalen Haushalts- und Infrastrukturpolitik. Je 
nach Konfiguration gehen sie mehr oder weniger stark mit einem problembehafteten 
Output oder gar Blockadegefahren einher. 

1. Kommunale Demokratieformen und Entscheidungsstrukturen 

Im Zeitverlauf wurde eine Vielzahl unterschiedlicher Demokratieformen/-typen mit 
unterschiedlichen Theorien und Kriterien entwickelt. Klar ist, dass alle Demokratie-
formen/-typen (bspw. repräsentative Demokratie) die Herstellung der Legitimation 
kollektiver Entscheidungen erklären können. Sie können aber nicht ohneeinander 
existieren.  

Zugleich muss hier die klassische Unterscheidung zwischen Konkordanzdemokra-
tie (auch: Verhandlungs-/Konsensdemokratie) und Konkurrenzdemokratie (auch: 
Wettbewerbsdemokratie) gezogen werden. Konkordanzdemokratie betont den Inte-
ressenausgleich. Politische Entscheidungen werden (idealtypisch) nicht per Mehr-
heitsentscheid (im Wettbewerb politischer Parteien; vgl. »Konkurrenzdemokratie«), 
sondern durch Kompromissbereitschaft und Kooperation in Aushandlungsprozessen 
getroffen (zu den aus der vergleichenden Regierungslehre entlehnten Dimensionen 
der Verhandlungsdemokratie vgl. Czada 2000, Lehmbruch 1998; zur lokalen Ebene 
insb. Bogumil 2001).  

In der Unterscheidung zeigt sich allerdings auch: Die Interessenvermittlung zwi-
schen einerseits Korporatismus, also der Beteiligung (zivil-)gesellschaftlicher Akteure 
wie beispielsweise die Wohlfahrtsverbände an politischen Entscheidungsprozessen 
(z.B. Jugendhilfeausschuss), und andererseits Pluralismus ist je nach Vetospielerdichte 
fallweise von Verhandlungszwängen gekennzeichnet. Bedeutungsvoll können dann 
Mehrheitsverhältnisse, programmatisch-ideologische Unterschiede oder die Einwoh-
nerzahl sein.  

Konkordanz hebelt das Mehrheitsprinzip nicht aus, sondern begrenzt es durch die 
Eigenart der Entscheidungs- und Willensbildungsprozesse mehr oder weniger vermit-
telt. Andererseits ist bekannt, dass sich lokale Entscheidungsstrukturen und Koordi-
nationsmechanismen in allen Systemen gerade mit höherer Einwohnerzahl potenzie-
ren und vielschichtiger gestalten (Bogumil/Holtkamp 2023). Die Repräsentations-
funktion der Parteien rückt dann sichtbarer in den Vordergrund; bei hoher Parteipoli-
tisierung und mitunter langwierigen Koalitionsbildungsprozessen.  

Aus anderer Perspektive wird das Zusammenspiel aus starkem Parteienwettbe-
werb (auf nationaler Ebene) und (konstitutionellen) Vetopositionen nicht grundlos als 
deutsches Dilemma bezeichnet (Czada 2000). Als Paradebeispiel gilt seit den Arbeiten 
Gerhard Lehmbruchs die föderale Entscheidungsverflechtung in der Bundesrepublik 
Deutschland, genauer: die des Bundestages und Bundesrates. Hier kann das Zusam-
menspiel aus Mehrheitsdemokratie (Bundestag u. Bundesrat) und Verhandlungsde-
mokratie (Aushandlungsprozesse u. Interessenausgleich) in starken Verhandlungs-
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zwängen oder gegenseitigen Blockaden enden oder Kompromisse lediglich auf dem 
Niveau des kleinsten gemeinsamen Nenners hervorbringen – insbesondere dann, 
wenn die Opposition im Bundesrat die Mehrheit stellt (»Kohabitationskonstellation«). 

Diese und vergleichbare Umstände wurden in der Übertragung auf die lokale 
Ebene lange ausgeblendet. Man hätte wohl kaum postulieren können, dass unter-
schiedliche Demokratieformen im Ergebnis mit positiver Legitimationsbilanz kombi-
niert werden können. Denn allein das Zusammenspiel aus Konkurrenzdemokratie 
und Vetopositionen erscheint problematisch (Holtkamp 2008). Zugleich wurden lan-
ge nur kooperative Formen der Interessenvermittlung berücksichtigt und plurale 
Spannungsfelder vernachlässigt. Dass neben den Oppositionsparteien in der Konkur-
renzdemokratie auch kritische zivilgesellschaftliche Gruppen, Verbände oder Eigen-
tümer ein Interesse an der Auslösung der vielen Vetopositionen haben können, stand 
nicht auf der Agenda.  
Abbildung 1: Kommunale Verhandlungsdemokratie und Entscheidungsstrukturen 
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Die zentralen Erkenntnisse systematisierend zeigt Abbildung 1 das Potenzial an (loka-
len) Vetopositionen (Bürgerbegehren/-entscheid, Haushaltsaufsicht, Oppositionspar-
teien, Verwaltungsgerichte etc.). Hier wird die Verhandlungsdemokratie zugrunde ge-
legt und die Einbindung (zivil-)gesellschaftlicher Interessen entsprechend kontextuali-
siert (Spalte 2). Die relevantesten Akteurskonstellationen der kommunalen Ebene 
können so berücksichtigt werden, wenn z.B. Standortkonflikte analysiert werden sol-
len.  

Dies wird hier exemplarisch vollzogen. In Kapitel 2 werden die empirisch beob-
achtbaren Konflikt- und Vetopotenziale entlang der gut untersuchten Felder der 
kommunalen Haushalts- und Infrastrukturpolitik nachgezeichnet. 

2. Beispiele für konfligierende Konstellationen und 
Blockadegefahren 

Beiden Politikfeldern kann die Beobachtung zugrunde gelegt werden, dass sich analog 
zur Bundesebene vor allem in den vielen einwohnerstarken Städten Nordrhein-
Westfalens die Konkurrenzdemokratie deutlich herausgebildet hat (Holtkamp 2008). 
Der Parteienwettbewerb war hier schon immer höher und wurde wie auch die infor-
mellen Entscheidungsmuster bis heute pfadabhängig fortgesetzt – trotz institutionel-
ler Reformen wie der Einführung der Direktwahl des (Ober-)Bürgermeisters oder er-
leichterten direktdemokratischen Zugängen (Quoren Bürgerbegehren etc.). Die par-
lamentarische Opposition verzichtet auch heute nicht auf den Einsatz von Vetoposi-
tionen. Die Blockadegefahr wird dadurch nicht kleiner. 

Das Vetopotenzial direktdemokratischer Beteiligungsverfahren ist allgemein sehr 
hoch. Dass diese (theoretisch) »parlamentarische Entscheidungsverfahren konterka-
rieren« (Czada 2000: 12) können, kann vor Ort leicht nutzbar gemacht werden. Dieses 
Spannungsfeld wird hier aufgezeigt. 

2.1 Beispiele aus der kommunalen Finanz- und Haushaltspolitik 

In vergleichenden Fallstudien zur kommunalen Finanz- und Haushaltspolitik konnte 
gezeigt werden, dass eine ausgeprägte funktionale Trennung der Kommunalvertretun-
gen in Oppositions- und Mehrheitsfraktion vorwiegend in Nordrhein-Westfalen die 
fraktions-/parteiübergreifende Konsolidierungspolitik zu verhindern wusste (zu den 
Hintergründen Bogumil/Holtkamp 2016). Die Hauptverwaltungsbeamten und Käm-
merer sind hier stärker parteipolitisiert und werden von den Kommunalvertretern an-
derer Parteien seltener als parteiunabhängige Moderatoren akzeptiert.  

Zugleich ist im Zeitverlauf ist eine steigende Fragmentierung, sprich eine wach-
sende Zahl an Parteien, Wählervereinigungen und Einzelmandatsträgern in den 
Kommunalvertretungen Nordrhein-Westfalens zu beobachten. Die Mehrheitsbildung 
ist mitunter erschwert. Die Zahl potenzieller Vetospieler steigt (Bogumil/Holtkamp 
2023). 
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Anders als in Baden-Württemberg ist die Stellung der Kämmerer besonders als 
Wahlbeamte (auf Zeit) in den kreisfreien Städten Nordrhein-Westfalens je nach 
Mehrheitskonstellation deutlich schwächer. Wahlbeamte (Beigeordnete) können je-
derzeit abgewählt bzw. ausgetauscht werden (§ 71 GO NRW), was sich unter Um-
ständen auf die Performanz langfristiger Konsolidierungsprogramme auswirken kann. 

In Nordrhein-Westfalen kann die kommunale Haushaltsaufsicht als restriktiver 
Vetospieler in Erscheinung treten. Übersteigen die Kosten dauerhaft die Einnahmen, 
muss eine Kommune Kredite zur Liquiditätssicherung aufnehmen (sog. Kassenkredi-
te) und/oder ein Haushaltssicherungskonzept aufstellen. Wird das Haushaltssiche-
rungskonzept nicht genehmigt, kann eine Kommune in der sogenannten »vorläufigen 
Haushaltsführung« (auch: Nothaushaltsrecht oder Interimswirtschaft) nur »Auszah-
lungen leisten, zu denen sie rechtlich verpflichtet ist oder die für die Weiterführung 
notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind« (§ 82 GO NRW). Dazu gehören u.a. Fi-
nanzpositionen bzw. Verpflichtungsermächtigungen aus den Vorjahren oder solche 
Verpflichtungen, bei denen ein Auftrag erteilt wurde, die Rechnung aber erst nach Er-
ledigung erstellt wird. Neue Aufgaben können nicht übernommen werden. Investitio-
nen werden deutlich gekürzt.  

In der vorläufigen Haushaltsführung wurden mittels Privatisierung (städtischer 
Einrichtungen) und/oder Public Private Partnership (PPP, Zusammenarbeit öffentli-
cher Hand und Privatwirtschaft) mitunter rege kurzfristige Vermögensgewinne erzielt. 
Weitere Vetospieler (bspw. bei PPP-Projekten) hat man sich so mancherorts selbst 
geschaffen – potenzielle Steuerungsnachteile in Kauf nehmend. Alternativ wurde auch 
gern mal das »Tafelsilber verscherbelt«. 

Nachdem sich in Nordrhein-Westfalen abzeichnete, dass viele Kommunen dauer-
haft in der vorläufigen Haushaltsführung verharren und alle Konsolidierungsbemü-
hungen scheiterten, entsandte das Land als Instrument der Kommunalaufsicht in vier 
der hoch verschuldeten Kommunen nach § 124 GO NRW Staatskommissare, die 
dann anstelle des Stadtrates Entscheidungen vorübergehend (kommissarisch) treffen 
sollten (vgl. insgesamt Bogumil/Holtkamp 2023). 

Anders in Baden-Württemberg: Die Haushaltsaufsicht sieht kaum die Notwen-
digkeit, restriktiv zu handeln. Kommunalhaushalte sind deutlich häufiger auf Gleich-
gewichtskurs. Neben vergleichsweise günstigen (sozioökonomischen) Rahmenbedin-
gungen können notwendige Konsolidierungsprozesse unter den gegebenen Ak-
teurskonstellationen besser durchgesetzt werden (Bogumil et al. 2014). Traditionell 
bestimmen in Baden-Württemberg Wählervereinigungen und die schon damals (häu-
fig parteilosen) direktgewählten (Ober-)Bürgermeister die lokale Szenerie (Lehmbruch 
1975). Es kommt selten zu Kampfabstimmungen. Weit mehr wird unter der langjäh-
rigen Führung von (Ober-)Bürgermeistern und Kämmerern (als Steuerungspolitiker) 
parteiübergreifend Konsens angestrebt (Bogumil/Holtkamp 2016). Demensprechend 
können sich ausgabenexpansive Fach-Basis-Koalitionen in den Fachausschüssen 
(Kooperation bestehend aus Fachpolitikern, Fachämtern und Interessengruppen) in 
Baden-Württemberg weniger durchsetzen.  

Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg eint, dass speziell der Jugendhil-
feausschuss (JHA) als korporatistisch zusammengesetztes Organ besonders einfluss-
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reich ist. Neben Vertretern der Gebietskörperschaft (Verwaltung und Politik) werden 
zwei Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder von Trägern der Freien Wohlfahrtshil-
fe/-pflege entsandt (Arbeiterwohlfahrt, Caritas etc.). Die Träger der Freien Wohl-
fahrtshilfe/-pflege haben vor allem bei knappen Mehrheiten eine Vetoposition inne. 
Der Parteienwettbewerb ist allgemein weniger stark ausgeprägt. Nicht selten gelingt es 
den Wohlfahrtsverbänden, sich mit Fachpolitikern und -verwaltung gegen die Konso-
lidierungsvorhaben der Steuerungspolitiker zu verbünden und zusätzliche Ausgaben 
zu verabschieden (Holtkamp/Grohs 2012). 

Zusätzlich ist das Vetopotenzial direktdemokratischer Beteiligungsverfahren nicht 
zu unterschätzen – zumindest nicht überall. Überwiegend mit Unterstützung der Op-
positionsparteien richten sich Bürgerbegehren in Nordrhein-Westfalen immer wieder 
gegen weitreichende Konsolidierungsbemühungen. Bürger haben die Tendenz zur 
Status-quo-Orientierung. Das Leistungsniveau soll möglichst nicht eingeschränkt 
werden. In vielen Fällen waren sie damit erfolgreich (Holtkamp 2016). Schon die An-
drohung eines solchen Begehrens kann die Mehrheitsfraktion bei uneindeutigen 
Mehrheitsverhältnissen und hoher Wettbewerbssituation dazu verleiten, auf unpopu-
läre Entscheidungen (Leistungsspektrum reduzieren etc.) zu verzichten. Direktdemo-
kratische Beteiligungsverfahren können so als »Damoklesschwert« kommunaler Ent-
scheidungs- und Willensbildungsprozesse wirken (Bogumil 2001: 209). Anders in 
konkordanzdemokratischen Konstellationen: Konsolidierungsstrategien/-pfade wer-
den häufig unter Einbindung vieler Akteure gemeinsam verabschiedet. Weder ist hier 
die Unterstützung und/oder Initiierung von Begehren durch Parteiorganisationen zu 
erwarten, noch der Umstand, dass die Opposition allein im Protest gegen den Konso-
lidierungspfad in der Kommunalwahl Stimmen hinzugewinnen kann – sie waren ja 
involviert. Andererseits sind Fraktionen hier weniger stark geneigt als in Nordrhein-
Westfalen, Bürgerbegehren per Kompromiss mit den Initiatoren in jedem Fall zu 
vermeiden (Holtkamp 2016). 

2.2 Beispiele aus der kommunalen Infrastrukturpolitik 

Anschließend an die kommunale Finanz- und Haushaltspolitik gehen wir nun zur Inf-
rastrukturpolitik über, in der Vetopositionen unabhängig vom Kommunalsystem 
(Verhandlungs-/Konkordanz- vs. Konkurrenzdemokratie) potenziell schneller Blo-
ckaden verursachen können. 

Adrian Vatter adressiert besonders prägnant die zentralen Probleme direktdemo-
kratischer Vetopositionen (hier: Sankt-Florian- bzw. NIMBY-Prinzip) im Zuge der 
Analyse des Volksentscheids zu Stuttgart 21. Soweit landesweit Zustimmung beo-
bachtet werden konnte, votierten die Bürger mit räumlicher (Bahnhofs-)Nähe und Be-
troffenheit (Baulärm etc.) deutlich gegen das Infrastrukturprojekt.  

Erneut konnte die These des Nutzenmaximierers bestätigt werden (Vat-
ter/Heidelberger 2014: 39). Dem Sankt-Florian- (ironisch: »Verschon’ mein Haus, 
zünd’ and’re an!«) bzw. NIMBY-Prinzip (»not in my backyard«) ist dabei eine gewisse 
Trittbrettproblematik inhärent – gut zu beobachten im Themenkomplex Erneuerbare 
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Energien. Es ist das Dilemma direktdemokratischer Instrumente, wenn überörtliche 
Projektvorhaben beispielsweise im Zuge der Erneuerbaren Energien (Windkraftanla-
gen, Netzausbau etc.) trotz allgemein hoher Zustimmungswerte doch noch blockiert 
werden. Das ist in Deutschland keine Ausnahmeerscheinung mehr. Bürgerinitiativen 
und bedingt soziale Bewegungen nutzen das Instrument rege und/oder ziehen mit 
Unterstützung von Umweltverbänden vor Verwaltungsgerichte. Entscheidungs- und 
Mandatsträger oder Hauptverwaltungsbeamte werden damit erheblich unter Druck 
gesetzt (Holtkamp/Garske 2022, zum Verbandsklagerecht siehe unten). 

Wie Menzel (2014: 69) herausstellt, kann der NIMBY-Effekt in begrenztem Maße 
sogar Ungleichheit (in der sozialräumlichen Verteilung) und Diskriminierung (gegen-
über Minderheiten) auslösen. Tendenziell unbeliebte (Bau-)Projekte wie Flüchtlings-
unterkünfte oder sozialer Wohnungsbau würden so primär in benachteiligten Quartie-
ren realisiert werden, weil Widerstand potenziell ausbleibt und die Abstimmungsbetei-
ligung erwartbar gering ist (ebd.). Ein prägnantes Beispiel ist die Landeshauptstadt 
München. Von knapp 60 Begehren wurde kein einziges NIMBY-Begehren in einem 
(ökonomisch) unterprivilegierten Stadtteil initiiert. Anders sieht es in den privilegier-
ten, gutbürgerlichen Stadtteilen aus, was in nahezu allen Fällen jeden Wandel verhin-
derte (Eckardt 2012). Direkte Demokratie trägt so weniger zur Integration als zur so-
zialen Segregation bei, vor allem, wenn die Vorwirkung auf die Politik berücksichtigt 
wird. 

Die Elemente der kooperativen Demokratie (Planungszellen, Zukunftswerkstät-
ten, Lokale Agenda etc.) werden eingesetzt, um Bürger, Bürgerinitiativen und/oder 
soziale Bewegungen konsensual einzubinden. Ihre Mitgestaltungs- bzw. Mitentschei-
dungsrolle an Planungs- und Entscheidungsprozessen soll so betont werden. Aller-
dings scheint zumindest die Zivilgesellschaft in Deutschland noch immer eher auf Ve-
topositionen zu setzen – auch weil sie verbindlich(er) sind und kritische zivilgesell-
schaftliche Akteure bei der Umsetzung ihrer Anliegen so nicht zwingend auf das 
Wohlwollen der Hauptverwaltungsbeamten oder der Mehrheitsfraktionen angewiesen 
sind.  

Dies ist vorwiegend ein Phänomen der Konkurrenzdemokratie. Ist die Parteipoli-
tisierung hoch, werden die Beteiligungsergebnisse der kooperativen Demokratie mit-
unter nicht umgesetzt, erst recht nicht, wenn sie nicht der (Mehrheits-)Parteilinie ent-
sprechen (zum »cherry picking« vgl. Hossain et al. 2016). 

Machtwechsel in Verwaltung(-spitze) und Lokalpolitik bergen das Potenzial, dass 
die Umsetzung von Beteiligungsergebnissen abgebrochen und/oder laufende Verfah-
ren eingestellt werden. Präventiv wird dann seltener der »Logik der Kooperation« 
(Vollmer/Elias 2022: 22) gefolgt und direkt auf Konfrontation gesetzt.  

Vor Einsetzen kooperativer Elemente sind des Öfteren bilaterale (Vor-)Verhand-
lungen zwischen Verwaltung und Eigentümern bzw. Vorhabensträgern zu beobach-
ten. Auf diese Weise sollen Vetopositionen im Vorhinein eingehegt werden. Die Krux 
ist, dass sich potenzielle Bürgerinitiativen meist erst nach Bekanntgabe von Vorhaben 
gründen. Sie können also kaum vorher einbezogen werden. Hinzu kommt: Werden 
keine konkreten Standorte benannt und lediglich über abstrakte Konzepte geredet, in-
teressiert das die Bürger eher nicht.  
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In letzter Konsequenz sinkt zumeist die Teilnahme- bzw. Teilhabebereitschaft 
(vgl. mit weiteren Literaturhinweisen Holtkamp/Garske 2022). Bürgerinitiativen stei-
gen aus Verhandlungen aus, verweigern eine gemeinsame Pressemitteilung/-konfe-
renz oder es verhärten sich nach Mediationsabschluss doch noch die Fronten unter 
Androhung von Bürgerbegehren/-entscheiden und Klagen. Nicht zuletzt bleibt die 
Option, sich mit (Umwelt-)Verbänden zu verbünden, um beispielsweise Infrastruk-
turprojekte (Windenergieparks etc.) zu blockieren. Über das Verbandsklagerecht im 
Naturschutzrecht (Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) wird Umwelt-/Naturschutz-
verbänden weitreichendes Klagerecht eingeräumt. 

3. Fazit und Ausblick 

Die in Kapitel 1 aus den Kommunalwissenschaften hergeleiteten und systematisierten 
Vetopositionen und -potenziale verschiedener politisch-administrativer und zivilge-
sellschaftlicher Akteure zeigen empirisch je nach Konfiguration ein eindrückliches 
Blockadepotenzial (Kapitel 2). Probleme in der Übertragung des verhandlungsdemo-
kratischen Ansatzes (Konkordanz, Korporatismus etc.) auf die kommunale Ebene 
wurden lange ausgeblendet. Annahmen, die unterschiedlichen Formen der Demokra-
tie seien voraussetzungslos bzw. beliebig miteinander kombinierbar und/oder hätten 
eine positive Leistungsbilanz, konnten relativiert bzw. revidiert werden. Die Zahl po-
tenzieller Vetopositionen bzw. die Blockadegefahr ist je nach Politikfeld, Einwohner-
zahl und (das korrespondierende) Kommunalsystem hoch.  

Das Zusammenspiel aus kommunaler Konkurrenzdemokratie ist gekennzeichnet 
durch Polarisierung, hohem (Parteien-)Wettbewerb und Pluralismus. Vetopositionen 
scheinen hier besonders bedeutsam zu sein und können sich leichter herausbilden. 
Ursachen gibt es viele: In Fragen zur Haushaltskonsolidierung kann beispielhaft die 
hohe Parteipolitisierung in Verbindung mit der in Nordrhein-Westfalen klaren Tren-
nung in Oppositions- und Regierungsmehrheiten genannt werden. Hauptverwal-
tungsbeamte und Kämmerer werden hier nicht als unabhängige Moderatoren akzep-
tiert. Oppositionsparteien können wegen der Status-quo-Orientierung der Bürger 
leichter direktdemokratische Vetopositionen strategisch einbringen.  

Mit dem NIMBY-Prinzip wird ein zentrales Problem direktdemokratischer Veto-
positionen adressiert. Je nach Akteurskonstellation können Projektvorhaben leicht 
verhindert werden. Nutzenmaximierer dominieren die Szenerie. Die Vorwirkungen 
auf  die Politik sind wirkmächtig (»Damoklesschwert«). Die Konsequenzen bilateraler 
(Vor-)Verhandlungen sind weitreichend: Bürger und Bürgerinitiativen steigen aus 
Verhandlungen aus und die Fronten verhärten sich unter Androhung von Bürgerbe-
gehren/-entscheiden oder (Verbands-)Klagen. 

Die Lust an Partizipation und Kooperation schwindet dann ebenso wie die lokale 
Innovationsfähigkeit. Wollen Implementationswiderstände und Vetopositionen aller-
dings eingehegt werden, braucht es ein deutlich passgenaueres Partizipationsmanage-
ment (vgl. Oppen 1999). Tradierte Verhaltensmuster müssen sich wandeln und ge-
genseitige Lernprozesse erst noch entstehen. 
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